
Freitag, 21. Januar 2022 5unsere zeit Politik

Aus der Truppe
Russland demonstriert „Kaltstartfähigkeit“,  
Bundeswehr beeindruckt

Da wettert Springers „Bild“, „Pu-
tin pro�tiert vom Blut der Ka-
sachen“, setzt ukrainische „Frei-

willigenverbände“ in Szene, die mit 
Gewehrattrappen aus Holz trainieren 
müssen, weil es an Kriegsgerät mangelt 
und kommandiert: „Frau Baerbock, 
übernehmen Sie!“ Und die grüne Au-
ßenministerin verspricht auch prompt 
„Härte“ gegen Russland. Bei der Bun-
deswehr schaut derweil so mancher mit 
einer gewissen Hochachtung gen Os-
ten. „Die russischen Streitkräfte führen 
derzeit vor den Augen der Öffentlich-
keit den hohen Bereitschaftsgrad und 
Ausrüstungsstand ihrer Luftlandetrup-
pe vor“, konstatiert Waldemar Geiger 
in „Soldat & Technik“, einer Online-
Plattform des mit dem deutschen Ver-
teidigungsministerium kooperierenden 
Bonner Mittler-Report-Verlags. Inner-

halb kürzester Zeit seien auf Hilfeer-
suchen des kasachischen Präsidenten 
Tokajew nicht nur erste leichte Kräf-
te nach Kasachstan ge�ogen, sondern 
auch die Mobilisierung vollständig me-
chanisierter Luftlandeverbände abge-
schlossen worden. „Die Luftlandeein-
heiten sind Bestandteil der Truppen – 
die russische Regierung spricht hier 
von Friedenstruppen –, die im Rahmen 
des von Russland angeführten Militär-
bündnisses Organisation des Vertrags 
über kollektive Sicherheit (OVKS) zur 
Beruhigung der aktuellen Lage in Ka-
sachstan beitragen sollen.“

Weiter wird da „aus der Truppe“ be-
züglich der russischen „Kaltstartfähig-
keit“ von rund 2.500 Soldaten neidisch-
nüchtern berichtet: „Der nun demonst-
rierte Bereitschaftsgrad der russischen 
Truppe und die damit verbundene Pro-

jektionsfähigkeit mechanisierter Trup-
penkörper beeindruckt aus mehreren 
Gründen. So ist der Jahresbeginn tra-
ditionell ein Urlaubszeitraum in Russ-
land. In die erste Januarwoche fallen 
mit dem Neujahrsfest und dem ortho-
doxen Weihnachtsfest am 7. Januar zwei 
wichtige Feiertage. Daneben sind die 
russischen Truppen neben dem En-
gagement in den Auslandsmissionen 
(Syrien und Mali) auch in großer Zahl 
beim jüngsten Truppenaufmarsch an 
der Grenze zur Ukraine gebunden.“ 
Auch die Fähigkeit, praktisch eine me-
chanisierte Brigade aus dem Stand im 
strategischen Lufttransport zu verle-
gen, demonstriere die Leistungsfähig-
keit. „Insbesondere, wenn man den 
deutschen Anteil an der internationa-
len Evakuierungsmission in Kabul als 
Vergleich heranzieht.“

Wie bei „Soldat & Technik“ wei-
ter zu lesen ist, gelten die russischen 
Streitkräfte, was die Luftlandetruppen 
angeht, „als weltweit führend“. Dies 
habe unter anderem Generalmajor 
Andreas Hannemann, Kommandeur 
der „Division Schnelle Kräfte“ (DSK) 
und damit oberster Luftlandesoldat 
des deutschen Heeres, im Rahmen des 
Herbstsymposiums 2021 vom „För-
derkreis Deutsches Heer e. V.“ bestä-
tigt. Seiner Einschätzung nach gehö-
ren die russischen Luftlandetruppen 
„Wosduschno-dessantnyje woiska“ 
(WDW) zu den Taktgebern der „Luft-
landerei“. Dem General zufolge seien 
die russischen Luftlandekräfte den 
deutschen Fallschirmjägern „in quan-
titativer Sicht massiv überlegen“. Dies 
gelte für „Personalstärke, Panzer und 
dafür notwendige Verbringungsmit-
tel wie Hubschrauber und Flugzeuge“. 
Prost Mahlzeit.

Während die Ampel-Regierung ein 
neues Mandat für den seit 2015 andau-
ernden Irak-Einsatz der Bundeswehr 
unter US-NATO-Kommando vorlegt, 
hat Russland bereits nach einer Woche 
den Rückzug seiner Soldaten aus Ka-
sachstan eingeleitet.

 Rüdiger GöbelSo schnell sie da waren, sind sie auch wieder weg: Russischer Soldat sichert ein 
Kraftwerk in Almaty.
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Solidarität ohne Wenn und Aber!
Prozesse in Stuttgart gegen Antifaschisten gehen weiter 
Anti-Repressions-Kolumme von Henning von Stoltzenberg
Keine Entwarnung für die linke Bewe-
gung in Stuttgart. Nachdem bereits Fin-
dus, Jo und Dy zu Haftstrafen im Zuge 
antifaschistischer Aktionen verurteilt 
wurden, ist nun auch der Genosse 
Chris von einer mehrmonatigen Haft-
strafe bedroht. Den Ausgangspunkt 
bilden Aktionen rund um den tradi-
tionellen Silvesterspaziergang an der 
besonders berüchtigten Justizvollzugs-
anstalt Stuttgart-Stammheim vor drei 
Jahren. Erstinstanzlich wurde Chris 
zu acht Monaten Gefängnis verurteilt. 
Der Tatvorwurf ist Landfriedensbruch, 
eine der Lieblingsbezichtigungen der 
Repressionsbehörden. Eine vermeintli-
che Straftat aus einer Menge heraus ist 
immer willkommen, um die Unsrigen 
mit Verfahren zu überziehen. Mit der 
Knaststrafe versuchen die Behörden, 
einen weiteren Aktivisten mundtot zu 
machen, zumindest für eine gewisse 
Zeit. Doch das passiert natürlich nicht 
ohne Widerstand der linken Bewegung 
in Stuttgart und seiner solidarischen 
Verteidigung. Der Berufungstermin 
Ende Januar wurde jetzt verschoben, 
das verschafft Zeit, um weiteren Pro-
test gegen die Klassenjustiz zu entwi-
ckeln.

Die Kriminalisierung von Chris hat 
wie so oft eine längere Geschichte. Vor 
rund zehn Jahren saß er bereits mehre-
re Monate für eine Bühnenbesetzung 
bei einer rechtspopulistischen Veran-
staltung und eine körperliche Ausein-
andersetzung mit Teilnehmenden im 
Gefängnis. Danach folgten weitere Ver-

fahren und Bewährungsstrafen für Pro-
teste gegen eine AfD-Veranstaltung im 
Jahr 2016. Auch eine Hausbesetzung 
in Stuttgart, die große Wellen schlug 
und die Wohnungsfrage zur öffentli-
chen Debatte stellt, wur-
de ihm zur Last gelegt. In 
der Hauptstadt Baden-
Württembergs ist es so 
wie vielerorts: Die Straf-
verfolgung trifft immer 
die Gleichen in der Hoff-
nung, ihren Widerstand zu 
brechen. Gerade da, wo 
Protestformen über die 
erkämpften Zugeständ-
nisse der Herrschenden 
hinausgehen, wird alles 
versucht, werden sie mit 
Repression überschüttet. 
Die polizeilichen Führungszeugnisse 
derjenigen, die eine langjährige politi-
sche Praxis haben, werden gefüllt mit 
den Klassikern „Verstoß gegen das 
Versammlungsgesetz“, „Landfriedens-
bruch“ und „Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte“.

In Chris‘ Fall kommen zu dem Ver-
fahren erschwerend zwei weitere hin-
zu. Die Staatsanwaltschaft möchte 
außerdem eine Verurteilung für die 
Teilnahme an einer antifaschistischen 
Demonstration zum rassistischen Ter-
roranschlag in Hanau und an einer 
Auseinandersetzung mit Nazis der 
„Identitären Bewegung“ am Rande ei-
ner Querdenken-Kundgebung im Mai 
2020 erwirken.

Das Solidaritätsbündnis für Chris 
„Nicht das Ende der Fahnenstange – 
Solidarität und Weitermachen!“ hat 
einen offensiven Umgang mit den re-
pressiven Angriffen und drückt es fol-

gendermaßen aus:
„Da das Aufgeben po-

litischer Positionen und 
einer selbstbestimmten 
politischen Praxis keine 
Option ist, müssen wir 
einen Umgang mit staat-
licher Repression �nden. 
Zusammenhalt und ein 
organisierter Umgang 
mit den Angriffen hilft im 
Umgang mit den erwart-
baren Strafen. So wird der 
Knast nicht zum Ende der 
Fahnenstange, sondern 

lediglich zu einem anderen Terrain im 
Kampf für eine bessere Perspektive, für 
eine solidarische Welt. Denn Gefäng-
nisse liegen nicht auf einem anderen 
Planeten, sondern sind ein Ort gesell-
schaftlicher Auseinandersetzung, an 
dem dieselben Kon�iktlinien zu Tage 
treten.“

Diese Annäherung sollten wir auf-
greifen, sie ist richtig. Natürlich sollten 
Haftstrafen für Aktivistinnen und Ak-
tivisten vermieden werden, aber nicht 
um jeden Preis. Um den rechten Vor-
marsch zu stoppen, braucht es kreati-
ven und entschlossenen Widerstand. 
Und wenn sie einen von uns einsperren 
wollen oder es tatsächlich tun – Solida-
rität ohne Wenn und Aber!

Unrecht bis heute 
ungesühnt
Sehenswerte Dokumentation über Berufsverbote
50 Jahre ist es her, dass der Radikalen-
erlass verabschiedet wurde. Aus diesem 
Anlass zeigte die ARD am Montag ge-
gen Mitternacht eine Dokumentation 
über die Berufsverbotspraxis in der Alt-
BRD. In „Jagd auf Verfassungsfeinde – 
Die Opfer des Radikalenerlasse“ von 
Hermann G. Abmayr kommen mehrere 
Berufsverbotsopfer zur Sprache. Über 
ihr Schicksal berichten unter anderem 
die Lehrerin Silvia Gingold und der Leh-
rer Klaus Lipps sowie der Briefträger 
Werner Siebler, die wegen ihrer DKP-
Mitgliedschaft ins Visier des Staatsschut-
zes gerieten und trotzdem nicht aufhör-
ten zu kämpfen. Aber auch der Ex-Mao-
ist Winfried Kretschmann (Bündnis 90/ 
Die Grünen) kommt zu Wort, auch wenn 
er heute als baden-württembergischer 
Ministerpräsident von einer Entschul-
digung und Wiedergutmachung für die 
Opfer, zu denen er zählt, absieht.

Gespickt mit Originalaufnahmen 
werden die Lebens- und Kampfwege 
der Berufsverbotsbetroffenen nachge-
zeichnet und das Unrecht, das ihnen ge-
schehen ist – untypisch für die bundes-
deutsche Geschichtsschreibung – auch 
als Unrecht demaskiert. Der Rechtsan-
walt und Kolumnist der „Süddeutschen 
Zeitung“ Heribert Prantl tritt als Kron-
zeuge für die Betroffenen auf und fragt, 
wie es sein konnte, dass der Berufsweg 
der Kinder von NS-Verfolgten verbaut 
wurde durch Nazi-Richter, aber auch 

Politiker wie Willy Brandt (SPD), der 
einst gegen die Nazis gekämpft hatte.

Entwarnung möchte die Dokumen-
tation nicht geben. Auch wenn der EU-
Gerichtshof für Menschenrechte die 
BRD 1995 wegen der Berufsverbots-
praxis verurteilt hat, besteht sie wei-
terhin fort. Zum einen, weil die Opfer 
bis heute auf Rehabilitation pochen 
müssen, aber auch, weil der Radika-
lenerlass noch heute seine Wirkung 
entfalten kann. 2016 war dem Kom-
munikationswissenschaftler Kerem 
Schamberger wegen seiner damaligen 
DKP-Mitgliedschaft seine Stelle an der 
Universität München zuerst verwehrt 
worden. Zusammen mit dem KZ-Über-
lebenden Ernst Grube, dem schon vor 
dem Radikalenerlass ein Berufsverbot 
als Berufsschullehrer drohte, wird im 
Film klargestellt, dass Berufsverbo-
te kein Ausrutscher der 1970er und 
1980er Jahre waren, sondern dass auch 
50 Jahre nach dem Radikalenerlass die 
Losung sein muss: Weg mit den Berufs-
verboten! Christoph Hentschel

Schein-Schutz
EU will Whistleblower halbherzig schützen,  
Deutschland setzt nicht mal das um
Bis zum 17.  Dezember 2021 sollten 
die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (EU) die Richtlinie 2019/1937 
vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von 
Personen, die Verstöße gegen das Uni-
onsrecht melden (kurz „Whistleblo-
wer-Richtlinie“), in nationales Recht 
umsetzen. Deutschland hat die Frist 
verstreichen lassen.

Jetzt droht ein Vertragsverletzungs-
verfahren durch die EU. Die Ampel be-
gnügt sich im Koalitionsvertrag mit der 
wenig konkreten Ankündigung, man 
werde sich um eine „rechtssichere und 
praktikable“ Umsetzung bemühen. Die 
Richtlinie zielt auf den Schutz von In-
formanten und Hinweisgebern, denen 
erleichtert werden soll, Rechtsverstöße 
in Unternehmen und Behörden bei ex-
tra einzurichtenden internen Stellen zu 
melden oder Missstände ins Licht der 
Öffentlichkeit zu ziehen.

Unter anderem ist vorgesehen, 
dass Unternehmen mit mehr als 50 
Beschäftigten und Gemeinden mit 
mehr als 10.000 Einwohnern ver-
p�ichtet werden, anonymisierte Mel-
dekanäle einzurichten. Es geht um 
solche Fälle wie den der Altenp�ege-
rin Brigitte Heinisch, die menschen-
unwürdige Zustände in Heimen der 
Vivantes-Kette aufdeckte und deshalb 
gekündigt wurde. Oder den Fall der 
Ex-Mitarbeiter der Unternehmens-
beratung „PWC Antoine Deltour und 
Raphael Halet“, die durch ihre Hin-
weise die Verstrickung Luxemburger 
Institutionen mit Großkonzernen zur 
milliardenschweren Steuervermei-
dung enttarnten und hierfür straf-
rechtlich verfolgt wurden.

Wird ein Rechtsverstoß oder ein 
Missstand gemeldet, soll der Hinweis-
geber von Repressalien wie Abmah-
nung, Kündigung, Disziplinarmaßnah-
men, Strafverfolgung freigestellt wer-
den (Artikel 19 Richtlinie). Durch die 
Intervention der Wirtschaftslobbyisten 
verschwand ein Gesetzentwurf, der in 
der vergangenen Legislaturperiode im 
Bundestag zur Vorlage hätte kommen 
sollen, wieder in der Schublade. Den 
Unternehmern geht insbesondere ge-
gen den Strich, dass Hinweise nun nicht 
mehr einer ausschließlich „internen 
Regelung“ zugeführt werden können, 
sondern leichter an die Öffentlichkeit 
dringen.

Die Sorgen der Konzerne dürften 
allerdings unberechtigt sein. Die EU-
Richtlinie lässt den potentiellen Hin-
weisgeber nämlich an einem entschei-
denden Punkt allein: Ist die Informa-
tion, die weitergegeben wird, oder das 
interne Dokument, das weitergeleitet 
wird, nicht „rechtmäßig erlangt“, be-
gibt sich der Whistleblower ins ar-
beitsrechtliche und strafrechtliche Ri-
siko und muss hoffen, dass ihm ein Ge-
richt Recht gibt – in die Geheimnisse 
illegaler betrieblicher oder behördli-
cher Abläufe dürfte man eben selten 
„rechtmäßig“ eingeweiht werden. Es 
wird folglich alles beim Alten bleiben. 
Auch dort, wo es um Macht und „nati-
onale Interessen“ geht: Whistleblower 
im Bereich von Regierungsstellen, Mi-
litär, Rüstungsprojekten, Polizei und 
Geheimdiensten werden nach Aussa-
ge der Richtlinie explizit von jeglichem 
Schutz ausgenommen.

 Ralf Hohmann

Die Solidarität gegen die Berufsverbote war groß, wie hier von AEG-Kollegen 1977.
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Die Dokumentation wird wiederholt am
� Fr, 21.1.; 21:30 Uhr
� Sa, 22.1.; 13:15 Uhr
� So, 30.1.; 9:15 Uhr
und ist in der ARD-Mediathek ver-
fügbar unter kurzelinks.de/ard- 
berufsverbote




